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Die unterschiedlichen  
Gewährleistungsrechte
Wählt der Besteller oder Käufer die Wande-
lung, wird der Vertrag rückgängig gemacht. 
Ansprüche, die noch nicht erfüllt wurden, 

erlöschen, und bereits erbrachte Leistungen 
müssen zurückerstattet werden. Bei Bau-
werkverträgen ist die Wandelung nur dann 
zulässig, wenn das Werk an derart erhebli-
chen Mängeln leidet oder so sehr vom Vertrag 

abweicht, dass es für den Besteller unbrauch-
bar geworden ist oder ihm die Annahme des 
Werks nicht zugemutet werden kann. Ist eine 
Baute auf dem Grundstück des Bestellers 
errichtet worden und lassen sich die Bau-
teile nur mit unverhältnismässigem Nachteil 
entfernen, ist die Wandelung sogar gänzlich 
ausgeschlossen.

Bei der Minderung wird der Werklohn respek-
tive der Kaufpreis reduziert. In den meisten 
Fällen deckt sich die Herabsetzung mit den 
Kosten für die Mängelbehebung.

Die Nachbesserung, die nur bei Werkverträ-
gen zur Verfügung steht, gibt dem Besteller 
den Anspruch auf unentgeltliche Verbesse-
rung des mangelhaften Werks. Die Nachbes-
serung kann nur verlangt werden, wenn dies 
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Liebe Leserin, lieber Leser
Hinsichtlich Grundstückkauf- und Bauwerkverträgen sind Mängel häufig 
Gegenstand rechtlicher Auseinandersetzungen. Dem Käufer bzw. Be-
steller stehen Rechte wie etwa Wandelung oder Minderung zu. Aktuell 
bestehen noch hohe Hürden bei der Durchsetzung. Die diesbezüglichen 
Änderungen des Obligationenrechts werden für Sie detailliert erklärt.

Auch im öffentlichen Beschaffungswesen gewinnt die Nachhaltigkeit 
immer mehr an Bedeutung. Ab Seite 5 beschäftigen wir uns mit tech-

nischen Spezifikationen zu nachhaltigen Beschaffungen. Mit der schmalen Grenze zwischen 
Brandschutz und Arbeitssicherheit setzen wir uns ab Seite 7 auseinander. Und schliesslich wer-
den ab Seite 10 die Haftungsgrundlagen des Bauherrn beleuchtet.

Wir wünschen Ihnen eine anregende Lektüre 

Joel Weishaupt, Redaktor
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Revision des Obligationenrechts
Bei Grundstückkaufverträgen und Bauwerkverträgen sind Mängel in der Praxis 
leider häufig Gegenstand rechtlicher Auseinandersetzungen zwischen Käufer 
und Verkäuferin bzw. Besteller und dem (General-)Unternehmen. Beim Kaufver-
trag kann der Käufer bei Sachmängeln Wandelung oder Minderung sowie Scha-
denersatz verlangen. Bei einem Bauwerkvertrag steht dem Besteller im Falle von 
Sachmängeln das Recht zur Wandelung, Minderung oder Nachbesserung sowie 
auf Schadenersatz zu.

	� Von David Grimm, LL.M. Rechtsanwalt
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BEST PRACTICE SPEZIFIKATIONEN NACHHALTIGE BESCHAFFUNGEN

Einleitendes
Mit der jüngsten Revision des Umweltschutz-
gesetzes (USG) werden gesetzliche Rahmen-
bedingungen für die Stärkung der Kreislauf-
wirtschaft in der Schweiz geschaffen. Dazu 
gehören insbesondere der Grundsatz der 
Schonung natürlicher Ressourcen sowie das 
Prinzip der Wiederverwendung von Materi-
alien und Produkten, die derzeit (noch) ent-

sorgt werden. Es sind auch andere Geset-
zesänderungen zur Stärkung der Schweizer 
Kreislaufwirtschaft vorgesehen, darunter eine 
Änderung des Bundesgesetzes über das öf-
fentliche Beschaffungswesen (BöB). Nach 
der am 1.  Januar 2025 in Kraft getretenen 
Bestimmung von Art. 30 Abs. 4 BöB sind öf-
fentliche Auftraggeberinnen auf Bundesebene 
nunmehr verpflichtet, soweit sich das Be-

schaffungsvorhaben dazu eignet, technische 
Spezifikationen zur Erhaltung der natürlichen 
Ressourcen oder zum Schutz der Umwelt 
vorzusehen. Dabei gelten als «natürliche Res-
sourcen» nicht nur lebendige, erneuerbare 
Organismen wie Pflanzen und Tiere, sondern 
auch Rohstoffe (wie Mineralien), Boden, Luft 
und Wasser. 

Technische Spezifikationen zur  
Erhaltung der natürlichen Ressourcen 
oder zum Schutz der Umwelt
Nebst dem Leistungsbeschrieb bilden die 
technischen Spezifikationen das Kernstück 
einer Ausschreibung. Sie legen die Merkmale 
des Beschaffungsgegenstands wie Funktion, 
Leistung, Qualität, Sicherheit und Abmes-
sungen oder Produktionsverfahren fest und 
regeln die Anforderungen an Kennzeichnung 
und Verpackung (Art. 30 BöB/IVöB). Da tech-
nische Spezifikationen den Inhalt des Ange-
bots bestimmen, sind sie  – wie die auf die 
Anbietenden bezogenen Eignungskriterien  – 
absoluter Natur. Als sogenannte Muss-Krite-
rien führt deren Nichterfüllung unabhängig 
vom Vergleich mit anderen Anbieterinnen zur 
Nichtberücksichtigung des Angebots.

Nachdem Art.  30 Abs.  4 BöB bislang als 
Kann-Bestimmung ausgestaltet gewesen ist, 
sind die Vergabestellen auf Bundesebene 
nunmehr dazu angehalten, die Nachhaltigkeit 
(auch) im Rahmen der technischen Spezifika-
tionen zu berücksichtigen. Auf kantonaler und 
kommunaler Ebene steht es den Vergabestel-
len nach wie vor frei, ob bzw. inwieweit sie in 
ihren Beschaffungen technische Spezifikatio-
nen zur Erhaltung der natürlichen Ressourcen 
oder zum Schutz der Umwelt vorsehen (Art. 30 
Abs. 4 IVöB). Doch haben etliche Kantone und 
Gemeinden in ihren Einführungsgesetzen, 
Reglementen oder Weisungen ebenfalls zwin-
gende Vorgaben zur Berücksichtigung von 
Nachhaltigkeitskriterien festgelegt. So ist bei-
spielsweise im Kanton Basel-Stadt vorgege-
ben, in den Beschaffungen der Departemente 
ab dem für das offene und selektive Verfahren 
massgebenden Schwellenwert mindestens 
ein Eignungskriterium, ein Zuschlagskriterium 
(mit mindestens 20% Gewichtung) oder eine 
wesentliche technische Spezifikation anzu-
wenden, welche Umwelt- und Ressourcenas-
pekte zum Inhalt haben (vgl. § 5 Abs. 1 lit. i EG 
IVöB i. V. m. § 7 Abs. 1 und 2 EV IVöB). 

Mit technischen Spezifikationen  
zu nachhaltigen Beschaffungen
Das Thema der Nachhaltigkeit hat in den letzten Jahren auch im Bereich des 
öffentlichen Beschaffungswesens an Bedeutung gewonnen. Nachhaltig be-
schaffen bedeutet, die öffentlichen Mittel sowohl wirtschaftlich und volkswirt-
schaftlich als auch ökologisch und sozial verantwortungsvoll einzusetzen. Ob-
wohl diesem Nachhaltigkeitsziel im revidierten Vergaberecht verstärkt Rechnung 
getragen wird, bestehen nur wenige konkrete Pflichten zu dessen Umsetzung. 
Zwar haben die öffentlichen Auftraggeberinnen die Umweltschutzgesetzgebung 
zu beachten, doch liegt es darüber hinaus in weiten Teil in ihrem Ermessen, 
in welchem Umfang und auf welche Weise sie Nachhaltigkeitsaspekte in ihren 
Beschaffungen einbeziehen. Eine neu eingeführte Bestimmung soll nun aber 
die öffentlichen Auftraggeberinnen auf Bundesebene in die Pflicht nehmen, die 
Nachhaltigkeit im Rahmen von technischen Spezifikationen zu berücksichtigen. 

	� Von Regula Fellner
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BEST PRACTICE BRANDSCHUTZ UND ARBEITSSICHERHEIT

Definitionen
Laut der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
ist SGA ein «multidisziplinärer Arbeitsschwer-
punkt zur Förderung und Erhaltung des 
grösstmöglichen körperlichen, geistigen und 
sozialen Wohlbefindens der Arbeitnehmenden 
in allen Berufen; zur Verhütung von Gesund-
heitsschäden bei den Arbeitnehmenden auf-
grund ihrer Arbeitsbedingungen; zum Schutz 
der Arbeitnehmenden an ihrem Arbeitsplatz 
vor den Risiken, die sich aus gesundheits-
schädigenden Faktoren ergeben; und zur Ver-
mittlung und Erhaltung der Arbeitnehmenden 

in einer Arbeitsumgebung, die ihren physio-
logischen und psychologischen Fähigkeiten 
entspricht».

Unter dem Begriff «Brandschutz» versteht man 
alle Massnahmen zum Schutz von Menschen, 
Tieren und Sachen. Dies sind insbesondere 
Schutzmassnahmen, die den Ausbruch eines 
Feuers und die Ausbreitung von Feuer und 
Rauch verhindern. Der Brandschutz umfasst 
auch die Rettung von Lebewesen und das 
wirksame Löschen von Bränden. Man unter-
scheidet in der Brandschutznorm der Vereini-

gung Kantonaler Feuerversicherungen (VKF) 
drei Kategorien von Schutz: baulicher, tech-
nischer und abwehrender/organisatorischer 
Schutz.

Gesetzliche Rahmenbedingungen,  
Ziel und Anwendungsbereich
Mehrere Gesetze, wie das Arbeitsgesetz (ArG), 
das Obligationenrecht (OR) und das Unfallver-
sicherungsgesetz (UVG), definieren eine der 
Pflichten des Arbeitgebers auf ähnliche Wei-
se. Nehmen wir den Auszug aus Art. 328 OR: 
«Der Arbeitgeber hat zum Schutz von Leben, 
Gesundheit und persönlicher Integrität der 
Arbeitnehmenden die Massnahmen zu tref-
fen, die nach der Erfahrung notwendig, nach 
dem Stand der Technik anwendbar und den 
Verhältnissen des Betriebes oder Haushaltes 
angemessen sind, soweit es mit Rücksicht 
auf das einzelne Arbeitsverhältnis und die 
Natur der Arbeitsleistung ihm billigerweise 
zugemutet werden kann.» Dies gilt also für 
ASGS und BS.

ASGS: wird hauptsächlich durch das ArG und 
die Verordnung über die Verhütung von Un-
fällen und Berufskrankheiten (VUV) geregelt.
Die SUVA und das Arbeitsinspektorat spielen 

Die schmale Grenze zwischen  
Brandschutz und Arbeitssicherheit
Der Begriff «Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz» (SGA) ist weit gefasst 
und umfasst zahlreiche Disziplinen mit eigenen Spezialisten wie Hygieniker, Er-
gonomen, Sicherheitsingenieure, Brandschutzexperten oder Arbeitspsycholo-
gen. In diesem Artikel zeigen wir die Schnittstellen und Unterschiede zwischen 
Brandschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz auf, und wie wichtig ein ganzheitli-
cher Ansatz ist. 

	� Von Vincent Tissot-Dupont
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